
Warnung  –  extrem  progressive
Drogenpolitik!

Drogen  sind  immer  wieder  Thema,  egal  ob  im  Freundeskreis,  den
Nachrichten oder auf Parties. Oft genug hat das konsumieren von Drogen
jedoch  durch  unverantwortlichen  Konsum,  gestreckte  Mittel  oder  den
Drogenkrieg furchtbare Folgen. Die Legalisierung aller Drogen stellt hierbei
keinen Widerspruch zur Behebung dieser Problematiken dar, sondern die
Lösung:

Die  letzten  50  Jahre  repressive  Drogenpolitik  haben  gezeigt,  dass  der
Konsum von Drogen durch Verboten nicht gehemmt oder verhindert wird
sondern lediglich ein profitables Geschäft für Kriminelle ermöglicht. Diese
nutzen die existierende Nachfrage nach Rauschmitteln in jedem Fall für ihre
Gewinne und stören sich nicht an dem Schaden ihrer Kunden.

Das Ziel von Drogenpolitik sollte eine Gesellschaft sein, in der möglichst
wenige Menschen süchtig sind oder unter den Folgen ihres Drogenkonsums
leiden.  Dass  eine  Legalisierung  auch  nicht  automatisch  jeden  zum
Konsumenten  werden
lässt wird durch das Beispiel der Niederlande aufgezeigt. Dort konsumieren
prozentual  weniger  Menschen  Cannabis,  als  in  Deutschland.  Jeglicher
Drogenkonsum  birgt  Risiken,  hierbei  ist  es  egal,  ob  man  von  Alkohol,
Cannabis oder Ecstasy spricht. Eine Einteilung in „harte und weiche“ oder
„legale  und  illegale“  Drogen  nützt  deswegen  wenig.  Nicht,  ein  Verbot,
sondern allein eine gründlich Aufklärung der Menschen für einen bewussten
Konsum, oder vor allem auch dessen bewusste Vermeidung, können helfen
und den Konsum weniger risikoreich machen. Auch ist es wichtig, nach den
Gründen  zu  schauen,  warum  Menschen  unverantwortlich  mit  Drogen
umgehen.
Speziell  hierbei  müssen  die  sozialen  und  ökonomischen  Grundlagen  der
Menschen  geändert  und  verbessert  werden  um  Drogenkonsum  als
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vermeidlichen  Ausweg  aus  Problemen  zu  verhindern.

Aufgrund  des  riesigen  und  unkontrollierbaren  Schwarzmarktes,  dessen
Verkaufsgüter  nicht  durch  medizinische  Behörden  kontrolliert  werden
können, und der Profitlogik der Dealer, ist der Erwerb von sauberen Drogen
nahezu unmöglich. Für die Konsumenten ist somit oft weder klar, um welche
Substanz es sich genau handelt, noch wie stark die Verunreinigung durch
Streckmittel letztlich ist. Und falls die Droge doch einmal rein sein sollte
birgt dies -je nach Droge- die Gefahr einer, womöglich tödlichen, Überdosis.

Könnte  nicht  eine  staatlich  kontrollierte  Abgabe  von  Rauschmitteln
verbunden mit einem hohen Maß an Aufklärung diesen Risiken vorbeugen?
Die  hohen  Kosten  der  Strafverfolgung  (Gerichte  und  Polizei)  wären  in
Aufklärung und Suchtprävention besser investiert.  Eine staatliche Abgabe
böte  die  Möglichkeit  saubere  Rauschmittel  abzugeben,  und  eine
Altersbeschränkung,  die  es  auf  dem  Schwarzmarkt  de  facto  nicht  gibt,
einzuführen.

Wichtig ist jedoch, dass die Betriebe von Herstellung bis Vertrieb zu 100%
staatlich  und  nicht  privatwirtschaftlich  geregelt  sind.  Denn  z.B.  in  der
Pharmaindustrie werden Medikamente, die den Menschen zu Gute kommen
sollten,  unzureichend  auf  Gefahren  geprüft  und  verursachen  teilweise
enorme  und  irreversible  Schäden.  Dies  ist  in  dem  erzwungenen
Profitstrebens  des  freien  Marktes  begründet.

Klar ist, dass die Politik der
Verteufelung und der Verbote offensichtlich gescheitert ist. Wir müssen uns
ein Beispiel an der Politik von Staaten wie den Niederlanden oder der USA
nehmen, sollten jedoch nicht bei deren Konzepten stehen bleiben, da diese
nur einen Schritt  in  die  richtige Richtung darstellen.  Deshalb sehen wir
folgende Maßnahmen als essenziell an:

*Legalisierung aller Drogen
*Allgemeines  Werbeverbot  für  alle  berauschende  oder  suchterzeugende
Mittel  (inklusive  Tabak  und  Alkohol)
*Vertrieb  von  Drogen  ausschließlich  in  staatlich  geführten  Stellen  von



Fachpersonal
*Überwachung der Produktion und ständige Prüfung der Produktqualität
*Aufklärungsarbeit  direkt  beim  Verkauf,  in  Schulen,  Jugendzentren  und
gefährdeten Gebieten
*Stopp der Unterdrückung von Konsument*Innen
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